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Es ist schwierig, gerade an etwas anderes 
zu denken als an die Ukraine und den 
Krieg, der dort ausgebrochen ist. Deshalb 
sollen auch an dieser Stelle ein paar 
Worte dazu stehen. Putin hat eine große 
Militäroffensive gegen die Ukraine 
gestartet und damit einen Krieg in 
Europa begonnen. Einen noch heftigeren 
Krieg als den, der bereits seit acht Jahren 
in der Ostukraine für Blutvergießen 
sorgt. Putin ist ein Diktator, der die 
Herrschaft der kapitalistischen 
Oligarchen aufrecht erhält und jeden 
Protest und die Arbeiter:innenklasse 
unterdrückt.  

Der Westen ist verlogen, wenn er sich 
jetzt über den Einmarsch in die Ukraine 
beschwert, aber über die Bombardierung 
der Türkei auf Rojava in Nordsyrien 
schweigt, genauso auch als Russland sich 
in die Proteste in Kasachstan Anfang des 
Jahres einmischte. Derweil sammelt die 
NATO auch Truppen an ihrer Ostgrenze. 

So gibt es eine neue Gelegenheit für die 
Waffenindustrie, ihre todbringende 
Ware „an den Mann zu bringen“. Wenn 
Blut fließt, fließt auch Geld.  

Wir müssen gegen jede kriegerische 
Eskalation in der Ukraine eintreten. 
Weder Putin noch die NATO ist die 
Lösung. Die Ukrainer:innen sollen über 
sich selbst bestimmen dürfen. Kein Blut 
für Gas! 

Apropos Gas: Das ist jetzt grün, genau 
wie Atomenergie. Mit diesen Labels will 
uns die EU vor der drohenden Klimakrise 
retten. Neben Krieg und Klimakrise ist 
auch die Pandemie noch nicht 
überwunden und die Maßnahmen 
schränken unser Leben weiterhin stark 
ein. Deshalb heißt es jetzt noch mehr als 
sonst: Kämpfe verbinden und 
gemeinsam auf die Straße gehen – gegen 
den Krieg und für eine bessere 
Gesellschaft, auch am 8. März! 
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P utin hat eine große Militäroffensive gegen die Ukraine gestartet und damit einen Krieg in Europa 
begonnen. Einen wohl noch heftigerer Krieg als den, der bereits seit acht Jahren in der Ostukraine 
für Blutvergießen sorgt, wo ukrainische Soldaten gegen von Putin unterstützte „Separatisten“ der 
selbsternannten „Volksrepubliken“ Donezk und Lugansk kämpfen. Das hat schon 13.000-14.000 

Tote gekostet. Wie viele noch und wofür? 

Am zweiten Tag der russischen Offensive 
gibt es schon Kämpfe in Kiew und weit 
über Hundert neue Tote. Hundert-
tausende Menschen sind auf der Flucht, 
verzweifelte Schlangen vor den Geld-
automaten und Staus auf den Ausfall-
straßen vieler ukrainischer Städte … Für 
die ukrainische Bevölkerung ein echtes 
Drama. 

Eine lange Vorgeschichte 

Ist das allein „Putins Krieg“, wie der 
deutsche Bundeskanzler Scholz meinte? 
Oder steckt doch mehr dahinter? Es geht 
um Macht und Einflusssphären 
zwischen Russland und „dem Westen“ 
mit jeweils imperialistischen Groß-
machtinteressen. In Bezug auf die 
Ukraine ist der Konflikt besonders hart, 
weil die Ukraine sowohl von strategi-
schem Interesse ist, als auch eine be-
sonders lange geschichtliche Beziehung 
zu Russland hat.1 

Dieser Machtpoker um die Ukraine geht 
schon seit Jahrzehnten. Bis 2013/14 war 

in der Ukraine Wiktor Janukowytsch an 
der Macht, der eine Art Balance 
zwischen EU und Russland zu halten 
versuchte. Gleichzeitig war er (wie alle 
anderen ukrainischen Machthaber vor 
und nach ihm) wegen seiner Korruption 
und dem Reichtum, der in krassem Ge-
gensatz zur Situation der Bevölkerung 
stand, bei dieser mehr als verhasst. Den 
Stein des Anstoßes für die Massen-
proteste auf dem Maidan, die zu seinem 
Sturz führten, war dann seine Weige-
rung ein Assoziierungsabkommen mit 
der EU zu unterschreiben, um Putin 
nicht zu verärgern. Die Bevölkerung in 
Kiew und anderswo hatte gehofft, dass 
eine weitere Annäherung an die EU die 
Stagnation und Vetternwirtschaft über-
winden könnte und für eine Ver-
besserung des Lebensstandards sorgen 
würde. Eine Illusion, die nach 
Janukowytschs Sturz bitter enttäuscht 
wurde. 

Nach ihm kamen in Kiew andere Oligar-
chen an die Macht, die sich genauso 

selbst bedienten, aber sich eindeutig 
dem westlichen Lager zuwandten und 
auch keine Berührungsängste hatten mit 
neofaschistischen antirussisch-natio-
nalistischen Kräften. 

Doch im Verhältnis zu Russland gibt es 
große Unterschiede innerhalb der 
ukrainischen Bevölkerung zwischen der 
West- und der Ostukraine. Im Osten ist 
ein sehr viel größerer Bevölkerungs-
anteil russischsprachig und russisch-
stämmig. Jahrzehntelang, gerade zu 
Zeiten der Sowjetunion, waren diese Un-
terschiede belanglos. Doch mit dem 
Kampf der beiden Geier EU und Russ-
land um die ukrainische Beute wurde 
auf beiden Seiten der Nationalismus 
mobilisiert. Und die Bevölkerung im 
Osten der Ukraine konnte 2014 durchaus 
Angst bekommen vor den neuen anti-
russisch-nationalistischen Tönen aus 
Kiew. Diesen Vorwand nutzten die von 
Putin unterstützten pro-russischen 
Nationalisten in Donezk und Lugansk 
für ihren Abspaltungsversuch, der zum 

"Für die Ukraine - Frieden, für Russland - Freiheit".  
Demonstration in Moskau am 24. Februar 

Foto: DMITRY SEREBRYAKOV / AP  
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jahrelangen Bürgerkrieg führte. Schon 
vor mehreren Jahren begann Putin, in 
den Separatistengebieten auch russische 
Pässe auszugeben. Bis Ende 2021 sollten 
eine Million der dort lebenden Men-
schen russische Pässe haben, die An-
spruch auf russische Sozialleistungen 
bieten. Für die dortige Bevölkerung, die 
seit 8 Jahren in einem weitgehend zer-
störten Kriegsgebiet lebt, ein kleiner 
Rettungsanker. Aber in Wirklichkeit zah-
len sie einen schrecklichen Preis für 
Putins Machtspiel. 

Es ist also alles andere als ein Zufall, 
wenn jetzt Putin den „Schutz“ der Sepa-
ratistenrepubliken als Vorwand für 
seinen Angriff benutzt. Doch ist Putin 
weder Freund noch Befreier der 
ostukrainischen Bevölkerung. 

Putin, ein unerträglicher Diktator 

Er sperrt seine Gegner ein oder lässt sie 
sogar ermorden und er versucht, jeden 
Protest der eigenen Bevölkerung gegen 
den dramatischen Rückgang ihres 
Lebensstandards zu ersticken.  

Er ist der Vertreter kapitalistischer Oli-
garch:innen, die riesige Vermögen aufge-
baut haben, indem sie sich bei den Priva-
tisierungen nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion die Filetstücke unter 
den Nagel rissen. Dass vor allem die 
Arbeitenden von Putin nichts Gutes zu 
erwarten haben, zeigen sein Umgang mit 
unabhängigen Gewerkschaften und der 
Opposition in Russland. Antikriegs-
demonstrationen in Russland selbst 
sind am Donnerstag sofort unterdrückt 
worden, es gab Medienberichten zufolge 
1.700 Festnahmen. 

Die Heuchelei des Westens 

Doch auch die ukrainische Regierung in 
Kiew und die sie unterstützenden    
NATO-Staaten sind alles andere als     
Unschuldslämmer. Im Minsker Ab-
kommen von 2015 hatte die Kiewer 
Regierung für die Ostukraine noch lokale 
Selbstverwaltung versprochen, aber statt 
irgendwelcher Schritte in diese Richtung 
hat sie seither weiterhin nur auf anti-
russischen Nationalismus und           
militärische Konfrontation gesetzt. 

US-Präsident Biden, gefolgt von seinen 
europäischen Verbündeten, zeigt nun im 
Namen der Verteidigung der Demokratie 
und der Rechte des ukrainischen Volkes 

mit dem Finger auf Putin. Doch bei 
dessen Niederschlagung der Bevöl-
kerung in Kasachstan im Januar schwie-
gen die US-Regierung und ihre Verbün-
deten genauso wie 2020, als Putin den 
weißrussischen Diktator Lukaschenko 
gegen einen massiven Volksaufstand un-
terstützte. 

Die USA und die Wahl der Waffen 

Biden versichert, dass die USA nicht mi-
litärisch eingreifen werden. Aber seit 
Jahren verstärken sie ihre Waffen-
verkäufe und die Einrichtung von 
Militärstützpunkten in den EU- und 
NATO-Ländern, die an die Ukraine und 
Russland angrenzen. Die Münchener 
„Sicherheitskonferenz“ vom letzten 
19./20. Februar war eine neue 
Gelegenheit für die Waffenindustrie, 
ihre todbringende Ware „an den Mann 
zu bringen“. Während es inhaltlich um 
den Ukraine-Konflikt ging, wurden 
hinter den Kulissen lukrative Gespräche 
zwischen Waffenlobby und Regierungs-
vertreter:innen organisiert. Was eigent-
lich diskret ablaufen sollte, kam ans 
Licht der Öffentlichkeit, weil der 
Organisator der Sicherheitskonferenz 
Ischinger offenbar selbst an den Deals 
mitverdienen wollte. 

Während der Westen also keine eigenen 
Truppen in die Ukraine schickt, kündigt 
Biden nun harte Wirtschaftssanktionen 
gegen Russland an, ähnlich denen, die 
den Irak oder den Iran erstickt haben. 
Eine Waffe, die sich gegen die russische 
Bevölkerung richtet, die mit Sicherheit 
hart getroffen wird. Aber auch wir 
werden über steigende Preise einen Teil 
der Rechnung präsentiert kriegen. 

Gleichzeitig treffen die Sanktionen auch 
die Russland-Geschäfte europäischer 
Unternehmen. Aus diesem Grund waren 
Scholz und Macron von der Aussicht auf 
kriegerische Eskalation weniger be-

geistert als ihr Mentor in Washington 
und haben noch lange auf Verhand-
lungen gesetzt. Doch nachdem Putin 
Fakten geschaffen hat, hält die EU die 
Reihen des westlichen Imperialismus 
geschlossen und schließen sich den 
Sanktionen an, auch wenn über die 
Details noch viel gefeilscht wird. Aber 

die Bundesregierung hat z. B. die Pipe-
line Nord Stream 2 gestoppt. So begüns-
tigt der Ukraine-Konflikt nicht zuletzt 
die amerikanischen Flüssiggasfirmen ­– 
auch unter Freunden gibt es nichts      
umsonst! 

Die blutigen Großmächte stoppen 

Wirtschaftliche Rivalitäten verschärfen 
sich zwischen den „Großen“ der Welt, 
wobei sich China an der Seite Putins 
zeigt. Dieses kapitalistische Ringen um 
Macht und Vorherrschaft führt zu einer 
Vervielfachung von Kriegen und lokalen 
Konflikten. Heute geht es um die 
Ukraine, doch es brennt an vielen Orten. 
Immer wieder Todesopfer und zerstörte 
Lebensgrundlagen. Jedes Mal wird die 
Gelegenheit genutzt um politische Ver-
schärfungen wie Ausgangssperren und 
Notstandsgesetze zu erlassen, 
Oppositionelle zum Schweigen zu 
bringen und die Arbeitenden im Namen 
der „Verteidigung des Vaterlandes“ 
weiter zu knebeln. Nur eine Welle der 
Solidarität der Arbeitenden und der 
Bevölkerungen über alle Grenzen 
hinweg kann und muss dieses blutige 
Kräftemessen aufhalten. 

Stand: 25.2.2022 

Von Richard Lux und Sabine Müller, Berlin 

Referenzen 

1 Siehe dazu auch unseren online-Artikel: 
https://www.sozialismus.click/nato-und-
russland-spiel-mit-dem-feuer/  

<< Dieses kapitalistische Ringen um Macht 
und Vorherrschaft führt zu einer 

Vervielfachung von Kriegen und lokalen 
Konflikten. Heute geht es um die Ukraine, 

doch es brennt an vielen Orten. Immer 
wieder Todesopfer und zerstörte 

Lebensgrundlagen. >> 
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D ie Pandemie hat nach wie vor starke Auswirkungen auf unser tägliches Leben. Doch einige 

Länder haben die Corona-Beschränkungen bereits zurückgenommen, in Deutschland wurde 

ein Ende fast aller Maßnahmen Mitte März beschlossen, in Österreich soll es Anfang März so 

weit sein. Nach wie vor wird auch über eine Impfpflicht in der Pflege diskutiert, welche am 15. 

März in Kraft treten soll. Dabei ziehen jetzt schon einige Bundesländer und Landkreise die Notbremse, denn 

die Impfpflicht in der Pflege würde den krassen Personalmangel noch weiter verstärken. Und wie auch 

immer die Zukunft aussehen mag, wahrscheinlich müssen wir mit Corona leben lernen, wie mit all den 

anderen Konsequenzen der kapitalistischen Wirtschaftsweise: dem Klimawandel, mit immer häufigeren 

Extremwetterereignissen oder eben Pandemien, wie Covid-19. 

Aufhebung der Maßnahmen 

Mit der Omikron-Variante wird vom 
Übergang der Pandemie in eine 
Endemie1 gesprochen. Basierend darauf 
wurden in zahlreichen Ländern 
Maßnahmen und Quarantänepflicht für 
Infizierte aufgehoben, ebenso werden 
Testmöglichkeiten zurückgefahren. In 
Deutschland wurde Mitte Februar ein 
Auslaufen (fast) aller Corona-
Beschränkungen bis 20. März 
beschlossen – bei einer Rekord-7-Tage-
Inzidenz von fast 1400 und mit bisher 
mehr als 120.000 Toten.2 

Die Hoffnung und das Bedürfnis vieler 
Menschen auf „Normalität“ ist völlig 
nachvollziehbar. Denn all die Teillock-
downs, in denen hauptsächlich das 
Privatleben leiden musste, jedoch kaum 
das Wirtschaftsleben eingeschränkt 
wurde (leider gibt es keine genauen 
Zahlen, wie viele Menschen sich auf Ar-
beit angesteckt haben), haben ihren Tri-
but gefordert. Aber: Corona ist trotzdem 
nicht vorbei. Schon jetzt warnt der Ex-
pert:innenrat der Bundesregierung vor 
einer kommenden Infektionswelle im 
Herbst 2022. Die Omikron-Varianten 
verbreiten sich rasant und mit jeder 
neuen Infektion steigt die Gefahr von 
neuen Virusvarianten. Auch die in vielen 
Teilen der Welt niedrigen Impfquoten 
und geringe eindämmende Maßnahmen 
erhöhen das Risiko.  

Natürlich können die Maßnahmen 
nicht für immer aufrechterhalten 
werden, doch anstatt realistische Kon-
zepte auszuarbeiten, wie ein wirksamer 

Schutz aussehen kann, bleibt für die Be-
völkerung nur die Aussicht auf eine An-
steckung und die Hoffnung auf einen 
milden Verlauf. Besonders für die vul-
nerablen Gruppen wird der 20. März 
kein „Freedom Day“ sein. Um sich selbst 
zu schützen, bleibt ihnen dann wahr-
scheinlich nur die selbst gewählte Isola-
tion. Und vor allem für die Beschäftigten 
im Gesundheitswesen bedeutet die an-
dauernde hohe Inzidenz eine zusätzliche 
Belastung. 

Pflegepersonal am Limit – nicht erst 
seit der Pandemie … 

Wie falsch die Politik die Situation ein-
schätzt, zeigt die einrichtungsbezogene 
Impfpflicht. Obwohl mittlerweile fast 
jedem klar sein sollte, dass ein Beschäfti-
gungsverbot des ungeimpften Pflegeper-
sonals nicht umsetzbar ist, soll es trotz-
dem einen bundesweiten Versuch geben. 
Und die ersten Bundesländer ziehen 
schon die Notbremse so wie Bayerns 
Ministerpräsident Markus Söder. Auch 
wenn die Impfquote in medizinischen 
Berufsgruppen höher ist als in der Ge-
samtbevölkerung, sind diese Befürch-
tungen nicht unberechtigt: Anfang Feb-
ruar haben sich innerhalb von zwei 
Monaten 12.000 Beschäftigte in der Pfle-
ge als bald arbeitssuchend gemeldet. 
Wie viele Pflegekräfte aber wirklich weg-
fallen, lässt sich schwer sagen und die 
Zahlen gehen weit auseinander: Laut 
einer Onlineumfrage Ende 2021 waren 
bereits 96% des Krankenhauspersonals 
mindestens einmal gegen Covid-19 ge-
impft. Eine Studie der Berliner Charité 
von Oktober 2021 bis Januar 2022 unter 

Heimleitungen und Pflegekräften voll-
stationärer Einrichtungen ergab, dass 
rund 20 % der Befragten entweder gar 
nicht oder noch nicht vollständig ge-
impft waren. 3 

Je länger die Pandemie anhält, desto 
schwieriger wird die Situation auf 
Station: Viele Kolleg:innen haben die Ar-
beitsbelastung nicht mehr ausgehalten 
und sind gegangen. Coronapatient:innen 
mit Beatmung sind auch für Intensiv-
betreuung extrem pflegeaufwendig. Viele 
Kolleg:innen stecken sich zur Zeit selbst 
an und fallen aus den Diensten. Die 
vielen ausgefallene OPs und Behand-
lungen müssen nachgeholt werden. Aber 
nicht erst seit der Pandemie ist die Pfle-
ge am Limit, schon 2014 gab es erste Pro-
teste und Streiks für mehr Personal. 2021 
erreichte die Berliner Krankenhaus-
bewegung z.B. nach monatelangen Ver-
handlungen und Streiks einen Tarif-
vertrag für Entlastung, verbindliche Per-
sonalvorgaben und Ausgleichstage bei 
Unterbesetzung.  

Diese Bewegungen zeigen u. a. auch, dass 
schon seit Jahren aufgrund von bewusst 
in Kauf genommenen Personalmangel 
Patient:innenleben riskiert werden: wer 
will es also einer Alten- oder Kranken-
pfleger:in übel nehmen, dass er/sie sauer 
ist, wenn er/sie sich impfen lassen soll, 
um Patient:innen zu schützen, wenn im 
beruflichen Alltag immer wieder vorge-
lebt wird, dass die Versorgung nichts 
kosten darf und auch mit einer Unter-
besetzung laufen muss – und somit täg-
lich Menschenleben riskiert werden.  
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Nicht nur die Pflege ist am Limit 

Aber auch in den anderen Bereichen der 
„kritischen Infrastruktur“ wie Energie, 
Ernährung, Wasser, Bildungs-
einrichtungen oder Transport und Ver-
kehr besteht durch die erhöhte An-
steckung durch Omikron immer mehr 
die Gefahr von Personalengpässen. Denn 
wie in der Pflege, wurde in diesen 
wichtigen Bereichen jahrelang gespart 
und Personalmangel in Kauf genommen. 
Ein Beispiel: Feuerwehr. In Berlin z. B. 
konnte die Feuerwehr 2017 nur in 59,7 % 
der Einsätze innerhalb von 10 min vor 
Ort sein, dass Soll liegt bei 90 %. Gründe 
dafür sind der veraltete Fuhrpark und 
Personalmangel. Viele Hauptamtliche 
wechseln den Job, aufgrund einer besse-
ren Bezahlung und/oder mehr Perspek-
tive. Die Städte und Gemeinden haben 
nicht genügend finanzielle Mittel. Es 
wird prognostiziert, dass bis 2030 die 
Wehren in vielen Regionen Ost-
deutschlands so ausgedünnt sind, dass 
sie nicht mehr ausrücken können.4 Doch 
auch die neue Regierung wird den neoli-
beralen Sparkurs weiterfahren, anstatt 
die „kritische Infrastruktur“ auf kom-
mende Katastrophen vorzubereiten.  

Gesundheit vor Profite! 

Wie auch immer es weiter gehen mag: 

wir müssen lernen, mit Corona zu leben. 
Groß angelegte Impfkampagnen und 
eine adäquate Vorbereitung der 
„kritischen Infrastruktur“ (d.h. massiv 
Personal einstellen und investieren) 
würden helfen, damit umzugehen. Und 
es dürfen dabei nicht wirtschaftliche 
Interessen im Vordergrund stehen, son-
dern gesellschaftliche. Immer noch ist 
ein großer Teil der Weltbevölkerung 
nicht geimpft, weil Impfpatente zurück-
gehalten und nicht verwendete Impf-
dosen aufgrund von Pharmainteressen 
weggeworfen anstatt gespendet werden.5 
Die Forderung der Freigabe der Patente 
ist nach wie vor aktuell und könnte Hun-
derttausenden von Menschen helfen 
und neue Virusvarianten verhindern.  

Auch gegen das Bild, welches Quer-
denker:innen, Politik und Co vermitteln 
muss angekämpft werden: die Corona-
Pandemie ist ein gesellschaftliches und 
kein individuelles Problem. Selbständige, 
Kurzarbeiter:innen oder Kultur-
schaffende müssen weiter unterstützt 
werden. Arbeiter:innen müssen ihre 
Quarantänezeit bezahlt bekommen 
sowie ihren Arbeitsplatz behalten 
können, egal ob geimpft oder ungeimpft. 
Eigenverantwortung heißt nicht zu-
sammen mit Nazis zu demonstrieren, 
sondern die Skepsis gegen Maßnahmen, 

Impfung usw. als Ausgangspunkt zu 
nehmen, um gemeinsam – egal ob ge-
impft oder ungeimpft – eine bessere Vor-
bereitung auf Ausnahmezustände und 
Katastrophen einzufordern. Und dazu 
gehören auch bessere Arbeitsbe-
dingungen und mehr Personal, egal ob in 
der „kritischen Infrastruktur“ oder 
Privatwirtschaft.  

Von Rosa Anders, Dimitri Otto und 
Havannas Obst, Berlin 

Referenzen 

1 Als Endemie wird eine Krankheit be-
schrieben, die in bestimmten Regi-
onen regelmäßig auftritt und die Zahl 
der Erkrankungen einigermaßen kon-
stant bleibt wie z.B. Malaria oder die 
Grippe. 

2 https://www.rki.de/DE/Content/
InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/
Fallzahlen.html, 17.02.2022  

3 https://www.heise.de/tp/features/
Warum-ungeimpfte-Pflegekraefte-
unter-Vorbehalt-weiterarbeiten-
koennen-6346495.html 

4 https://www.swp.de/politik/
deutschland-brennt_-von-
personalmangel-und-alten-
fahrzeugen-28167196.html 

5 https://www.tagesschau.de/ausland/
europa/impfdosen-
hilfsorganisationen-appell-101.html  
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A m 1. Februar räumte die Polizei in Wien das Protestcamp von Klimaaktivist:innen gegen 
Lobauautobahn und „Stadtstraße“ – auf Anordnung der Bürgermeisterpartei SPÖ. Gleichzeitig 
betreibt die Stadtregierung eine enorme Propagandaschlacht, um Wien als „Klimamusterstadt“ 
zu verkaufen und sich selbst als einziger vernünftiger Garant dafür. Diese Politik ist jedoch weit 

mehr als einfach nur inkonsequent, irrational oder verlogen. Heute wie vor Hundert Jahren steht die 
Sozialdemokratie für die autoritäre Verwaltung der kapitalistischen Widersprüche – das bedeutet auch 
gegen jene vorzugehen, die die Macht in Frage stellen. Wir werfen einen Blick auf die Situation rund um die 
Räumung und in die Geschichte. 

Die Räumung des Protestcamps ist der 
vorläufige Höhepunkt einer monate-
langen Auseinandersetzung. Im August 
2021 besetzten Klimaaktivist:innen 
mehrere Baustellen in Wien, um den 
Bau des Lobautunnels und der 
„Stadtstraße“ zu verhindern (wir haben 
in Aurora Nr. 20 und Nr. 22 berichtet). 
Anfang Dezember hat die grüne Klima-
ministerin Gewessler den Bau des Lo-
bautunnels schließlich abgesagt – ein 
Erfolg, zu dem es ohne den Druck durch 
Besetzungen und Klimabewegung nicht 
gekommen wäre.  

Die Stadt Wien will dagegen Klage 
einreichen und hält auch am Bau der 
Stadtstraße fest, obwohl diese 
ursprünglich als Zubringer für die 
Lobauautobahn geplant war. Die SPÖ 
Wien macht unmissverständlich klar, 
dass sie es ist, die in Wien das Sagen hat 
und Einmischungen nicht akzeptiert 
werden.  

Propaganda vs. Realität 

Laut Stadtregierung ist die Stadtstraße 
zur Erschließung und Anbindung neuer 
Stadtentwicklungsgebiete notwendig – 
nur so könne neuer, leistbarer Wohn-
raum geschaffen werden. In den letzten 
Jahren und Jahrzehnten ist der Woh-
nungsbau mehr und mehr durch private 
Immobilienfirmen dominiert worden – 
mit dem Ergebnis, dass die Wohnungs- 
und Mietpreise explodiert sind. Die in 
Wien regierende SPÖ fördert markt-
basierte Lösungen, die „leistbares Woh-
nen“ immer weiter verschwinden lassen. 
Den gemeindeeigenen „sozialen Wohn-
bau“ gibt es ohnehin längst nur mehr als 
symbolische Ankündigung in Wahl-
kämpfen.  

Auch die Klimapolitik der „Klima-
musterstadt“ Wien zeichnet sich durch 
sehr ähnliche Propaganda aus. Die Öffis 
sind zwar in vielen (nicht allen) Teilen 
Wiens gut und die Jahreskarte günstig. 
Das Radwegenetz hat sich  verbessert, ist 
aber immer noch löchrig und oft 
gefährlich. Doch der Autoverkehr wird 
kaum zurückgedrängt und in manchen 
Stadtteilen (siehe „Stadtstraße“) sogar 
gefördert. Ein großes Problem sind 
ebenso die versiegelten Betonwüsten, 
die der von Investor:innen getriebene 
Immobilienneubau in ganz Wien ge-
schaffen hat und weiter schafft.  

Hände falten, Goschn halten 

Erscheint diese Politik vielen zunächst 
als inkonsequent und unverständlich, 
macht sie durchaus Sinn als das, was sie 
ist: der Versuch, die realen Wider-
sprüche der kapitalistischen Gesell-
schaft zu verwalten und da und dort 
etwas im Zaum zu halten. Um allzu 
krasse soziale Verwerfungen etwas abzu-
federn, gibt es verschiedene städtische 
Hilfs- und Unterstützungsprogramme. 
An den explodierenden Mieten und zu-
nehmend prekären Lebensverhältnissen 
ändert das freilich nichts. 

Wie in der Kirche lautet das verordnete 
Motto: Hände falten, Goschn (Mund) 
halten. Sich der sorgenden Stadt Wien 
gegenüber schön brav dankbar zeigen     

(= SPÖ wählen), aber ja nicht auf die Idee 
kommen, sich gegen die Stadtregierung 
zu stellen. Genau diese Botschaft sendet 
die Wiener SPÖ in aller Eindringlichkeit 
den Besetzer:innen im Protestcamp, der 
Klimabewegung im Allgemeinen und 
allen künftigen kämpferischen 
Bewegungen. 

Autoritäres Waffenarsenal 

Die Bürgermeisterpartei fährt dabei 
gleich mehrere Geschütze auf. Die Ein-
schüchterungsklagen, mit denen (teils 
minderjährige) Besetzer:innen und Un-
terstützer:innen (auch solidarische Wis-

senschaftler:innen, die nicht einmal im 
Protestcamp waren) eingedeckt wurden, 
könnten direkt aus dem Handbuch für 
autokratische Herrscher stammen. Eine 
ebenso bekannte autoritäre Strategie ist 
es, den Opfern von Gewalt die Schuld   
zuzuschieben: Nach dem Brandanschlag 
auf einen bewohnten Turm im Protest-
camp im Dezember hielt Bürgermeister 
Ludwig fest, dass sei „ein Zeichen, dass 
ein rechtsfreier Raum in einer Stadt kein 
Vorteil ist“.  

Die SPÖ ist eine große Freundin 
staatlicher Zwangsgewalt – egal ob 
gegen Wohnungslose im öffentlichen 
Raum, „illegale“ Bierverkäufer:innen, 
Radfahrer:innen oder kämpferische 
Aktivist:innen.  

<< Über 100 Jahre Erfahrung. hat die 
Sozialdemokratie damit, die kapitalistische 

Ordnung einzubetonieren und gegen 
kämpferische Bewegungen zu verteidigen. >> 
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Zum langjährigen Waffenarsenal der 
Wiener Sozialdemokratie gehört auch 
eine gut geölte Medienmaschine, die so-
wohl zahlreiche stadteigene bzw. stadt-
nahe Jubel-Medien umfasst als auch das 
Erkaufen wohlwollender Bericht-
erstattung über Inserate in privaten Me-
dien. Rund um die Besetzung wurde die 
Öffentlichkeit offensiv mit Lügen und 
Fake News versorgt. Die Macht des Rat-
hauses erstreckt sich über ein dichtes 
Geflecht von stadteigenen Holdings, 
scheinselbständigen Vereinen und der 
Vergabe von Subventionen. Das wurde 
auch während der Räumung des Protest-
camps klar, als die stadteigenen Ver-
kehrsbetriebe der Wiener Linien wegen 
einer „Betriebsstörung“ zahlreiche Stati-
onen um das Protestcamp nicht an-
fuhren und somit die Anreise von solida-
rischen Unterstützer:innen massiv        
erschwerten.  

Über 100 Jahre Erfahrung... 

… hat die Sozialdemokratie damit, die 
kapitalistische Ordnung einzube-
tonieren und gegen kämpferische Bewe-
gungen zu verteidigen. Am Beginn des 
Ersten Weltkriegs stimmte sie in 
Deutschland den Kriegskrediten zu und 
verfolgte in Österreich eine ähnliche 
Burgfriedenspolitik. Statt „Die Arbeiter 
haben kein Vaterland“ hieß es nun, in 
der Armee des „eigenen“ imperialisti-
schen Landes gegen Arbeitende anderer 
Länder zu kämpfen. Im Roten Wien der 
Zwischenkriegszeit setzte die Partei-

führung alles daran die Kontrolle zu be-
halten und kämpferische Initiativen von 
Arbeiter:innen zu ersticken. Das führte 
zu einem beständigen Zurückweichen 
vor dem erstarkenden Austrofaschismus 
und schließlich in die Niederlage in den 
Februarkämpfen 1934, nach der der 
Austrofaschismus gänzlich die Macht 
übernahm. 

Dass die Sozialdemokratie auf Seiten der 
kapitalistischen Ordnung steht, wurde 
auch nach Ende des Zweiten Weltkriegs 
klargemacht. Im Oktober 1950 kam es zu 
einer kämpferischen Streikbewegung, 
nachdem mehrere sozialpartner-
schaftlich ausgehandelte Lohn-Preis-
Abkommen trotz steigender Preise die 
Löhne niedrig halten sollten – um die 
Wirtschaft anzukurbeln. Der sozialde-
mokratische Chef der Bau-Holz-
Gewerkschaft organisierte Schläger-
trupps, um den Streikenden 
„schlagkräftig entgegenzutreten“. Zudem 
wurde die Lüge verbreitet, die Oktober-
streiks wären ein Putschversuch der 
KPÖ. Es dauerte bis 2015 bis der sozial-
demokratisch dominierte Österreichi-
sche Gewerkschaftsbund (ÖGB) diese Ge-
schichtsfälschung revidierte. 

Auch im Vorgehen gegen Besetzungen 
durch Umweltaktivist:innen haben die 
SPÖ und ihre Handlanger:innen im ÖGB 
bereits Erfahrung gesammelt. Im 
Dezember 1984 wurde die Hainburger 
Donau Au von Aktivist:innen besetzt, um 
einen riesigen Kraftwerksbau zu verhin-

dern, den die SPÖ-geführte Regierung 
plante. Die Auseinandersetzung gilt 
heute als entscheidender Katalysator für 
die Entstehung der Umweltbewegung 
und der Grünen. Hunderte Polizisten 
sollten die Besetzung räumen, die Ge-
werkschaft Bau-Holz wollte auch wieder 
selbst Hand anlegen. Schließlich wurde 
der öffentliche Druck zu groß, das Bau-
projekt abgesagt und die Donau Auen in 
einen Nationalpark umgewandelt.  

Fight the System! 

Die Sozialdemokratie beweihräuchert 
sich in peinlicher Folklore gerne selber 
und behauptet, immer auf der Seite der 
Unterdrückten und von progressiven Be-
wegungen gestanden zu sein. Sie ent-
wickelte einen abgehobenen Allein-
vertretungsanspruch, der pseudo-
radikale Sonntagsreden und die Be-
kämpfung und Verunglimpfung von 
kämpferischen und unabhängigen Be-
wegungen vereint. Sie ist Teil des 
herrschenden Systems und wird dieses – 
wenn nötig auch mit Zwangsgewalt – 
verteidigen (lassen). Sie ist nicht einfach 
nur nicht radikal genug, sondern eine 
Verwalterin der kapitalistischen Ord-
nung auf Seiten des Kapitals. Insofern ist 
das Beharren auf dem Bau der Stadt-
straße und die Räumung des Protest-
camps nicht „unverständlich“ oder ein 
„Fehler“, sondern die konsequente 
Durchsetzung sozialdemokratischer 
Politik. 
                                    Von Johannes Wolf, Wien 
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D ie alte Bundesrepublik hatte ein Versprechen, das den Kapitalismus auch für viele Arbeitende 

akzeptabel machte: Zwar sei nicht alles gut, aber die Kinder würden es auch in Arbei-

ter:innenfamilien besser haben. Wer sich anstrenge, könne aufsteigen, Leistungsgerechtig-

keit und Sozialpolitik für alle – Streiks oder kollektive Aktionen seien kaum nötig. 

„Fahrstuhleffekt“ nannte der Soziologe Ulrich Beck das. Mittlerweile aber ist’s aus mit dem Fahrstuhl. Der 

Fahrstuhl stecke fest, stellen bürgerliche Kommentator:innen erschreckt fest. Immer weniger Menschen 

gelinge es, sich nach oben zu arbeiten – der Abstieg ist wahrscheinlicher geworden. Für das ideologische 

Fundament des Kapitalismus ist es eine Gefahr, wenn der Glaube verloren geht, dass sich ohne Kampf,         

Bewegung und Streiks etwas verbessern könne. Aber zu den Fakten: 

Trotz steigenden Reichtums wird ein 
Großteil ärmer 

Die Wirtschaft wächst, doch die 
Mehrheit hat wenig davon. Seit 1980 ist 
das Volkseinkommen in Deutschland 
um 53 Prozent pro Kopf gestiegen, aber 
diese Steigerung hat sich ein kleiner Teil 
eingestrichen. Die sogenannte Mittel-
schicht schrumpft seit Mitte der 90er 
Jahre. Dabei ist die Definition der 
Mittelschicht ziemlich lächerlich: So 
gehört nach den Definitionen ein Ein-
Personenhaushalt mit einem Jahres-
nettoeinkommen zwischen 17.539 und 
37.584 Euro zur Mittelschicht. Wenn 
weniger als 1500 Euro im Monat schon 
„Mitte“ sind, kann mensch sich von dem 
Status wenig kaufen. Überhaupt wurde 
der Schicht- oder Milieubegriff in der 
Soziologie vor allem eingeführt, um nicht 
über Klassen und Klassengegensätze 
sprechen zu müssen. Denn auch in der 
„Mittelschicht“ heißt „Nettoein-
kommen“ nur „Monatsbudget“. Die 
meisten Menschen, die von bürgerlichen 
Ökonom:innen als Mittelschicht be-
zeichnet werden, gehören der 
Arbeiter:innenklasse an, weil sie nichts 
verkaufen können als ihre Arbeitskraft 
um zu leben. Und immer mehr leben 
trotz Arbeit schlecht. 

Die Arbeitskraft ist immer gebildeter – 
nützt nur nix. 

Auch das Versprechen, dass Bildung ein 
Aufstiegsgarant sei, platzt: Keine 
Generation war besser gebildet als heute. 
Im Vergleich zu den 1950er Jahren 
machen mehr als drei Mal so viele 

Menschen Abitur. Die Anzahl der 
Studierenden hat sich sogar 
verzwanzigfacht. Die junge Generation 
investiert so viel in Bildung (nicht 
zuletzt in Nachhilfe!) wie keine vor ihr. 
Und obwohl Unternehmen seit langem 
über Fachkräftemangel klagen, sind die 
Reallöhne kaum gestiegen. Durch 
Mangel müssten – der Erzählung nach – 
die Löhne für die Arbeitskräfte steigen, 
tun sie aber nicht. Nicht allein das 
Angebot und die Nachfrage bestimmen 
den Preis einer Arbeitskraft, sondern 
Löhne sind immer auch eine Frage des 
Klassenkampfes. Löhne verdient mensch 
nicht – sie wollen erkämpft werden. 

Der Fehler liegt im System 

Warum aber sinken die Reallöhne 
insgesamt, warum nimmt die soziale 
Spaltung wieder zu? Da gibt es 
verschiedene Gründe. Zum einen waren 
die letzten 40 Jahre von vielen 
Niederlagen im Klassenkampf geprägt. 
Fabriken und Werke wurden verlagert, 
Arbeitsplätze vernichtet und das oft 
ohne eine echte Antwort z. B. der 
Gewerkschaften. Die Politik hat mit 
Hartz IV zudem dafür gesorgt, dass 
Niedriglöhne oft als kleineres Übel 
akzeptiert werden (müssen). 

Aber auch die Kapitalist:innen sind 
gezwungen, Löhne zu drücken, wegen 

der Konkurrenz und des sogenannten 
tendenziellen Falls der Profitrate.  

Vereinfacht gesagt erzielen die 
Kapitalist:innen ihren Profit allein aus 
der Ausbeutung von Arbeitskräften, 
nicht aus ihren Maschinen. Durch 
Konkurrenz zur Anschaffung immer 
teurerer und aufwendigerer Maschinen 
(auch PCs, Software) und Patente 
gezwungen, wird der Anteil der 
Arbeitskraft im Produktionsprozess im 
Vergleich zu den Maschinen immer 
geringer. Das heißt der Anteil der 
wertschaffenden Arbeit wird niedriger 
und somit auch das Verhältnis von Profit 
zur Investition (= Profitrate). Um dem 

entgegenzuwirken, müssen die 
Kapitalist:innen die Lohnkosten senken: 
durch Arbeitsverdichtung, direkte 
Lohnsenkungen, usw. Das erfahren viele 
von uns täglich. Wenn das Versprechen 
auf sozialen Aufstieg durch Arbeit aber 
immer weniger greift, besteht gute 
Hoffnung, dass auch die Kämpfe um den 
Lebensstandard wieder zunehmen.  

Von Karl Gebhard (Berlin) und Jakob Erpel 
(Düsseldorf) 

<< Löhne verdient mensch nicht - sie wollen 
erkämpft werden. >> 
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A m achten März ist wieder internationaler Frauenkampftag. Ein Tag, der seit über 
hundert Jahren für den Kampf für Unabhängigkeit und Gleichberechtigung stehen 
soll. Doch immer wieder wird die Bedeutung dieses Tages und auch des Kampfes an 
sich vergessen - oder schlimmer noch: instrumentalisiert. 

So erwarten uns am achten März immer 
wieder Rabattaktionen großer Konzerne 
für allerlei Produkte, die „Frau“ so 
braucht: Make-Up, Küchengeräte, Des-
sous, und und und … natürlich wird von 
kapitalistischen Unternehmen auch 
nichts anderes erwartet, als uns zum 
Konsumieren zu motivieren. Und so sor-
gen sie für eine inhaltliche Verein-
nahmung und fast schon Vernied-
lichung der wahren Bedeutung, für was 
der Frauenkampftag symbolisch stehen 
sollte. Denn natürlich heißt er in 
solchen Zusammenhängen auch nicht 
„Frauenkampftag“ sondern „Frauentag“ 
oder cooler, weil englisch: “Women’s 
Day“ und lädt zum Shopping ein. Das ist 
nicht nur ärgerlich, es ist schlicht und 
ergreifend sexistisch, weil es zum einen 
Produkte präsentiert, die Frauen 
zugeschrieben werden und dann auch 
noch Shopping als ihr einziges Hobby. 
Doch auch hier tut sich in den letzten 
Jahren etwas: Auf den Bildern, die wir in 
der Werbung präsentiert bekommen, 
sind nicht mehr alle weiß und schlank. 
Menschen, die Konzerne leiten, sind nun 
auch zum Teil Frauen. Und so drängt 
sich einem zunehmend die Frage auf: Ist 
es Feminismus, wenn meine Chefin eine 

Frau ist? Die Antwort ist offensichtlich: 
Nein. Beziehungsweise Jein. 

Liberaler, bürgerlicher Feminismus ist 
auf einem Siegeszug und präsentiert uns 
einen paritätischen Kapitalismus. Doch 
Kapitalismus beruht auf Unterdrückung 
und Ausbeutung – auch der arbeitenden 
Frauen. Dieser Kapitalismus ist es auch, 
in dem täglich Femizide passieren und 
der die gesellschaftliche Spaltung nur 
ungern aufgibt, denn es kostet ihn unter 
anderem die unbezahlte Care-Arbeit, die 
die Mehrheit der Frauen leistet. So ist 
eine zunehmende „Awareness“ für femi-
nistische Themen nicht zu ignorieren, 
doch das Ergebnis im kapitalistischen 
Rahmen ist allein eine stärkere Reprä-
sentation, keine Emanzipation.  

Die Initiatorinnen des internationalen 
Frauenkampftages, allen voran Clara 
Zetkin, hatten andere Pläne für diesen 
Tag. Es ging um den Kampf für Gleich-
berechtigung, das Wahlrecht für Frauen 
(gut, das ist mittlerweile da) und die 
Emanzipation von Arbeiterinnen. Denn 
schon 1910 war ihnen eine Sache klar: es 
gibt keine feministische Befreiung ohne 
die Befreiung vom Kapitalismus. Und für 
diese Befreiung braucht es eben die Ar-
beiter:innen und nicht nur die Arbeiter. 
Denn es sind die arbeitenden Frauen, die 
immer schon eine entschiedene Rolle in 
Aufständen und Revolutionen gespielt 
haben — sei es etwa bei der Februar-
revolution 1917 in St. Petersburg oder in 
den Demonstrationen des Arabischen 
Frühlings 2011.  

Auch die Bewegung um den Frauen-
streik versucht die essenzielle Rolle der 

arbeitenden Frauen zu unterstreichen. 
So legten unter anderem in Spanien 
2018 über fünf Millionen Frauen ihre Ar-
beit nieder und versuchten durch den 
Streik darauf aufmerksam zu machen, 
dass Frauen häufig neben der Lohnarbeit 
auch wie selbstverständlich die unbe-
zahlte Care-Arbeit von Kinderbetreuung, 
Familienorganisation und Haushalt 
übernehmen – und so sollte auch diese 
bestreikt werden.  

Während der Pandemie hat sich diese 
Ungleichheit noch verstärkt, hinzu 
kommen vermehrte häusliche Gewalt 
und Femizide. Es gilt, die Zusammen-
hänge des Kampfes gegen Patriarchat 
und Kapital zu erkennen und zu 
verstehen. Auch wenn der liberale, 
bürgerliche Feminismus uns kleine 
Verbesserungen und vermeintliche 
Gleichstellung präsentiert, hat das 
Kapital kein Interesse daran, die 
Unterdrückung der Frau aufzuheben — 
denn mit dieser lässt sich gleichzeitig 
Geld sparen und verdienen. Wir müssen 
uns daran erinnern, wofür wir auf die 
Straße gehen am achten März und aus 
dem Aktionstag wieder einen Kampftag 
machen! Denn diesen Kampf führen wir 
das ganze Jahr, als Feminist:innen und 
Revolutionär:innen Aber besonders an 
diesem Tag sollten wir laut sein, auf uns 
aufmerksam machen und ihn feiern. 
Hinaus zum achten März! 

Von Maria Brücke, Berlin 

<< Denn schon 1910 war ihnen eine Sache klar: 
es gibt keine feministische Befreiung ohne die 

Befreiung vom Kapitalismus. >> 
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Besonders bezeichnend: zur Erreichung 
ihrer Klimaziele stellt die EU eine neue 
Taxonomie vor. In ihr werden verschie-
dene Investitionen ihrer Nachhaltigkeit 
nach kategorisiert. Das Highlight: Gas- 
und Atomenergie sind jetzt „grün“. Dabei 
sind beide Technologien zutiefst klima- 
und umweltschädlich. Anstatt zum Bei-
spiel erneuerbare Energien massiv aus-
zubauen, werden damit lediglich unver-
bindliche Investitionsempfehlungen 
ausgesprochen, die nur so vor Green-
washing triefen. Dahinter stehen einer-

seits Deutschland, wo Erdgas in den 
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen 
hat, und andererseits Frankreich, das als 
seine „Klimalösung“ im großen Stil in 
Atomkraft investiert. 

Erdgas und der deutsche „Weg“ zur  
Klimaneutralität 

Die deutsche Regierung sieht im Erdgas 
eine sogenannte Brückentechnologie, da 
es vermeintlich klimafreundlicher als 
andere fossile Brennstoffe ist1 und will 
die entsprechende Infrastruktur aus-
bauen.  

Doch das ist nur ein Versuch, den Status 
quo möglichst reibungslos aufrecht zu 
erhalten. Dabei ist die Lösung simpel 

und unausweichlich: Das Gas muss im 
Boden bleiben. 

Insgesamt kritisieren Wissen-
schaftler:innen die Klimabestrebungen 
der Ampel-Koalition schon seit Beginn 
als unzureichend. Anstatt die landes-
eigenen Emissionen möglichst schnell 
zu reduzieren, strebt die deutsche Regie-
rung an, Vorreiter in klimafreundlichen 
Technologien zu werden und sie mithilfe 
der grünen Außenministerin Baerbock 
an den Rest der Welt zu verkaufen. Das 
Ziel sind wieder einmal nur Profite. 

Grüne Regierungserfahrung in       
Österreich 

Die österreichischen Grünen sitzen seit 
zwei Jahren in der Regierung. Ihr Presti-
geprojekt ist der Einstieg in die CO2-
Bepreisung, durch die für die Konsu-
ment:innen die Kosten steigen. Die Un-
sinnigkeit der Maßnahme zeigt sich 
aktuell deutlich. Die Preisanstiege bei 
Energie sind um ein Vielfaches höher als 
die Öko-Steuer und auf Zurufen von Ge-
werkschaften und Verbraucher-
verbänden schickt die Regierung jetzt 
allen Menschen einen 150-Euro-Gut-
schein zur Linderung der Heizkosten. 
Notwendige Eingriffe zur Umstellung 
der Wirtschaft, die den CO2-Ausstoß 

wirklich senken, gibt es nicht. Ebenso 
ruht sich die grüne Verkehrs- und Klima-
ministerin auf ihrer Ablehnung des Lo-
bautunnels aus, ohne relevante Schritte 
für eine wirkliche Verkehrswende zu 
setzen. 

Der Kampf für Klimagerechtigkeit 

Die Regierungsrealitäten zerbrechen 
einige Illusionen und lassen Klima-
aktivist:innen das kapitalistische System 
als Ganzes infrage stellen. Unter ihnen 
ist eine Radikalisierung zu spüren. Seit 
ein paar Wochen gibt es in Berlin zum 
Beispiel die Klimaschutz-Initiative 
"Letzte Generation". Die Aktivist:innen 
kleben ihre Hände auf Autobahnen und 
können sie so für ein paar Stunden blo-
ckieren – jedoch nur, bis die Polizei an-
kommt. 

Solche individuellen Blockadeaktionen 
zeugen von echter Entschlossenheit, ihr 
Effekt ist aber begrenzt. Wir können der 
Klimakrise und denen, die am Status quo 
verdienen, nicht als Einzelne entgegen-
treten. Andere soziale Kämpfe müssen 
mit dem für das Klima verbunden 
werden. Nur wenn die Forderung der Kli-
magerechtigkeit von der breiten Bevöl-
kerung angenommen wird, wird die 
Klimabewegung wachsen können. Der 
nächste zentrale Demonstrationstermin 
von Fridays for Future ist der 25. März. 
Wir sehen uns auf den Straßen! 

Von Konstantin Blass (Düsseldorf), Florian 
Weissel (Wien) und Lorenz Wassier (Berlin) 

Referenzen 

1  https://www.geo.de/natur/
nachhaltigkeit/24015-rtkl-fossile-energien-
wie-klimafreundlich-ist-erdgas-tatsaechlich 

 

D er Klimawandel bleibt die einschneidendste Entwicklung dieses Jahrhunderts. Die steigenden 
Kohlenstoff-Konzentrationen ziehen einen Rattenschwanz an katastrophalen Entwicklungen 
auf dem ganzen Planeten mit sich. Um unterhalb der 1,5-Grad-Grenze zu bleiben, dürfen wir 
bei jetzigem Ausstoß in 7 Jahren und 5 Monaten weltweit kein einziges Gramm Treibhausgas 

mehr in die Luft blasen. Doch die Emissionen steigen weiterhin jährlich an – leicht abgebremst nur durch 
die weltumfassende Corona-Krise. Angesichts dieser Situation kommen von den Regierungen viele Worte 
und Versprechen. Doch dahinter steckt wenig. 

<< Das Highlight: Gas- und Atomenergie sind 
jetzt „grün“.  […] Anstatt zum Beispiel 

erneuerbare Energien massiv auszubauen, 
werden damit lediglich unverbindliche 

Investitionsempfehlungen ausgesprochen, die 
nur so vor Greenwashing triefen. >> 

https://www.geo.de/natur/nachhaltigkeit/24015-rtkl-fossile-energien-wie-klimafreundlich-ist-erdgas-tatsaechlich
https://www.geo.de/natur/nachhaltigkeit/24015-rtkl-fossile-energien-wie-klimafreundlich-ist-erdgas-tatsaechlich
https://www.geo.de/natur/nachhaltigkeit/24015-rtkl-fossile-energien-wie-klimafreundlich-ist-erdgas-tatsaechlich
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B eim EU-Afrika-Gipfel Mitte Februar kündigte die deutsche EU-Kommissionspräsidentin von der 
Leyen 150 Milliarden € Investitionen in Afrika an. Ein schöner Batzen Geld, das aber kein 
Geschenk ist. Dieses Geld wird, wie üblich, in den Taschen europäischer Unternehmen landen, 
die in Afrika investiert haben oder investieren wollen. Ein „positiver Kreislauf“! Trotz dieser 

trügerischen „Hilfe“ wird die Wirtschaft Afrikas immer weiter geplündert. Um den Zugang zu Rohstoffen 
und zur Wirtschaft zu sichern, braucht Europa sogenannte „Sicherheitskräfte“. Darum haben die 
Bundeswehr und – wenn auch eher in einem symbolischen Ausmaß — das österreichische Bundesheer in 
Afrika Soldaten stationiert. Hier als Beispiel das Land Mali. 

Eines der ärmsten Länder Afrikas, aber 
nicht arm 

Mali ist etwa viermal so groß wie 
Deutschland und liegt in Nordwestafrika 
in der Sahelzone. Die Wirtschaft stützt 
sich vor allem auf Baumwolle. 80 % der 
Bevölkerung arbeitet in der Landwirt-
schaft. Wegen des Klimawandels und da 
85 % des Landes ohnehin aus Halbwüste 
besteht, ist dieser Wirtschaftszweig 
immer weniger tragfähig. Die Hälfte der 
Bevölkerung lebt mit weniger als einem 
Euro pro Tag. Nach dem „Index der 
menschlichen Entwicklung“ liegt das 
Land auf Platz 184 von insgesamt 189 
Ländern. 

Die Bodenschätze des Landes sind aber 
nicht so karg. Mali exportiert Gold und 
Eisen. Die Wirtschaft des Landes wird 

allerdings mittels einer besonderen 
Währung kontrolliert, dem „Franc CFA“. 
Mali hat also keine unabhängige Wäh-
rung. Auch die finanzielle Abwicklung 
von internationalen Geschäften, zum 
Beispiel zwischen China und Mali (was 
es immer häufiger gibt), erfolgt mit 
finanzieller Vermittlung Frankreichs. 

Vor allem aber gibt es in der Sahelzone 
Uran, das für die französische Atom-
industrie unverzichtbar ist. Rund 40 % 
des Uranbedarfs kommen aus dieser Re-
gion zu Preisen, die Frankreich diktiert. 
Ein hohes Tier der französischen Atom-
industrie meinte Anfang Februar ange-
sichts der Ereignisse in Mali, dass Frank-
reich „seine Uranminen im Nachbarland 
Niger schützen“ solle. 

Unter der mehr oder weniger offenen 

Führung Frankreichs sind daher schon 
ewig ausländische Truppen in dieser 
Region. Diese Einsätze laufen im 
Rahmen wechselnder internationaler 
Einsätze, deren Namen immer irgendwie 
gleich klingen und die sich kaum 
voneinander abgrenzen lassen. Mal geht 
es um „Kampf gegen Terrorismus“, mal 
um „Sicherheit“. Aktuell laufen Einsätze 
unter der UN-Mission MINUSMA mit 
13.000 Kräften, vor allem afrikanisches 
Militär, dessen Leitung allerdings in 
Händen der Europäer:innen liegt. 
Österreich und Deutschland machen 
mit ein paar hundert Soldaten an 
zentralen Stellen mit. 

Seit 2014 läuft die französische Militär-
operation Barkhane in der Sahelzone. 
Das Ziel sei, Terroristen zu bekämpfen, 
die, nachdem Frankreich, Groß-
britannien und die USA 2011 den liby-
schen Präsidenten Gaddafi gestürzt 
hatten, sich in Richtung der Sahelzone 
ausbreiteten. Seit März 2020 operiert in 
der Region außerdem eine „Taskforce 
Takuba“ unter Steuerung Frankreichs. Es 
gibt auch eine Trainingsmission der EU, 
die EUTM, die malische Soldaten 
ausbilden soll. 

Dazu gibt es die Regionalorganisation 
„G5 Sahel“, eine afrikanische Allianz von 
fünf Ländern, die auch „Sicherheit“ 
bringen soll. Die Frage ist, welche Form 
von „Sicherheit“ ihr Vorbild ist, vielleicht 
die Diktatur im Tschad, welches eines 
der an „G5 Sahel“ beteiligten Länder ist ... 
Auf Initiative des französischen 
Präsidenten Macron und  von Bundes-
kanzlerin Merkel wurde 2019 eine 
„Partnerschaft für Sicherheit und 
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Stabilität im Sahel“ gemeinsam  mit dem 
„G5 Sahel“ angekündigt. 

Diese zahlreichen und verwobenen Mili-
täreinsätze – die teilweise auch bewaff-
nete lokale Gruppen zur Unterstützung 
nutzen – führen seit Jahren zu einer Zu-
nahme der Gewalt gegen die zivile Bevöl-
kerung der Region. Seit 2012/13 hat sich 
die „Sicherheit“ für sie verschlechtert, 
verschiedene bewaffnete Gruppen kon-
trollieren inzwischen große Gebiete. 

Putsch und Konsequenzen 

Als sich in Mali im Frühling 2020 Streiks 
und Demonstrationen wegen der sozia-
len Lage und der Korruption ausbrei-
teten, wurde der Präsident und Diener 
der französischen Interessen Ibrahim 
Boubacar Keita durch einen Staats-
streich abgesetzt. Seitdem herrscht eine 
Militärjunta, die – bislang – eine gewisse 
antifranzösische Haltung gegenüber der 
ehemaligen Kolonialmacht pflegt. Im 
Januar 2022 wurde bekannt, dass sie auf 
die Unterstützung von hunderten russi-
schen Söldnern der Wagner-Gruppe 
setzt, was Frankreich als inakzeptabel er-
klärte. Frankreich forderte die malische 
Armeeführung auf, unverzüglich Wahlen 
zu organisieren. Die Forderung nach 
Demokratie mag gerechtfertigt sein, aber 
angesichts der Diktaturen, auf die sich 
Frankreich in anderen Ländern – wie im 
Nachbarland Tschad – stützt, ist das 
scheinheilig. 

Als im Januar die 15 Mitglieder des west-
afrikanischen Staatenbundes ECOWAS 
wirtschaftliche und politische Sank-
tionen gegen Mali verhängten, er-
kannten alle Beobachter:innen – und vor 
allem die Bevölkerung in Mali – die 
Hand Frankreichs. Diese Sanktionen 
haben unmittelbar die Bevölkerung 
getroffen und tatsächlich stieg die Infla-
tion im Land. Die Regierung Malis hielt 
Stand. Ende Januar verweigerte sie 
einem Transportflugzeug der Bundes-
wehr den Überflug über Mali. Letzt-
endlich forderte die Militärjunta den 

französischen Botschafter auf, das Land 
zu verlassen. 

Die Erklärungen und Maßnahmen dieser 
Militärs Frankreich gegenüber finden 
einige Zustimmung in der Bevölkerung, 
was die imperialistischen Mächte nicht 
kalt lässt. 

Mali-Einsatz überdenken? 

Die deutsche Außenministerin Baerbock 
(Die Grünen) steht nun vor Problemen. 
Heute sind 1.700 deutsche Soldaten in 
Mali stationiert. Österreich ist mit knapp 
80 Soldaten dabei. Auch wenn sie keine 
eigentlichen Kampfeinsätze führen, sind 
sie auf verschiedene Weise an den Ein-  
sätzen beteiligt. 

In der Stadt Koulikoro (60 km nördlich 
der Hauptstadt Bamako), wo die Ausbil-

dungsmission der EUTM mit deutscher 
Beteiligung stationiert ist, installieren 
die Soldaten zwar ab und zu Zelte vor der 
Kaserne und die Einwohner der Stadt 
dürfen für Zahnbehandlung oder Arznei-
mittel vorbei kommen. Ein üblicher 
Trick, um sympathisch zu erscheinen. 
Von diesen medizinischen Leistungen 
profitieren aber tatsächlich nur ganz 
ganz Wenige! Ob die Truppen vor Ort so 
beliebt sind, ist fraglich. Der Oberst und 
geborene Wiener, der die Kaserne dort 
führt, erklärte in der „Kronen Zeitung“, 
dass zwei Sicherungsringe um die 

Kaserne bestehen, „der erste wird von 
malischen Soldaten bemannt, der zweite 
von europäischen“. Im Fall eines Angriffs 
werden also die malischen Truppen zu-
erst attackiert, was bei der Organisation 
solcher Auslandseinsätze üblich ist. Der 
Österreicher erklärt weiter, dass die EU-
Soldat:innen „Dinge wie Ethik, Völker-
recht, den Umgang mit Frauen und 
Kindern“ unterrichten. Neben der herab-
lassenden Haltung wird durch diese 
ewige moralische Leier der eigentliche 
Grund der Anwesenheit der EU-Truppen 
verschleiert. 

Seitdem Macron am 17. Februar den 
Rückzug des französischen Militärs aus 
Mali offiziell erklärte (was kein Rückzug 
aus der Region ist), grübelt die Politik in 
Deutschland über die deutschen 
Soldat:innen. Baerbock behauptet, sie 
wolle Gespräche „hochrangig mit der 
malischen Regierung aufnehmen“. 
Wahrscheinlicher ist, dass Deutschland 
Frankreich folgen und ein paar hundert 
Kilometer weiter ziehen wird. 

Die permanente Besetzung des Konti-
nents durch imperialistische Truppen 
der EU oder der USA zielt im Grunde 
darauf, die wirtschaftlichen Interessen 
der Großmächte zu sichern. Die EU-
Regierungen sind auch von einer angeb-
lichen Gefahr der Migration Richtung 
Europa besessen. 

Und für Deutschland geht es vielleicht 
auch um eigene Projekte, in einem Land, 
wo bis jetzt Frankreich den größten Teil 
des Kuchens bekommt. Weder die Afri-
kaner:innen noch wir in Europa haben 
ein Interesse in diesen miesen 
Kalkulationen. Bundeswehr und 
Bundesheer raus aus Afrika! 

Sabine Müller, Berlin 

<< Die Forderung nach Demokratie mag 
gerechtfertigt sein, aber angesichts der 
Diktaturen, auf die sich Frankreich in 

anderen Ländern - wie im Nachbarland 
Tschad - stützt, ist das scheinheilig.  >> 

Deutscher General mit belgischem Botschafter (Mali, 2019) 
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V or über 150 Jahren hat Marx seine Analyse des Kapitalismus entwickelt und die Perspektive 

einer klassenlosen Gesellschaft konkretisiert, in der alle Menschen frei und gleichberechtigt 

sind. Es ging Marx und seinem Mitstreiter Engels darum, wissenschaftlich die Fragen der 

Ungleichheit und der staatlichen Gewalt zu erklären, um sie zu überwinden. Auch ihnen ging 

es schon um die Frage des Patriarchats. Und seit damals stellen sich Aktivist:innen die Frage der Ursprünge 

aller Formen von Unterdrückung ... um das Übel bei der Wurzel zu packen! 

Das Buch „Frei & gleich“, das letztes Jahr 
im allgemein empfehlenswerten Mani-
fest Verlag erschien, behandelt 
(abgesehen von den Familien-
verhältnissen) dieselben Themen wie 
Engels Buch „Der Ursprung der Familie, 
des Privateigentums und des Staates“ 
von 1884. Der Autor Hollasky beschäftigt 
sich dazu mit aktuellen Forschungs-
ergebnissen der Ur- und Frühgeschichte. 

Zwölf kurze Kapitel behandeln jeweils 
einzelne prähistorische Epochen oder 
Kulturen von den allerersten Menschen 
bis zur Bildung der ersten Staaten am 
Übergang von Steinzeit zur Bronzezeit. 

Man erfährt jeweils einiges über den 
aktuellen Forschungsstand, die Kapitel 
sind lebendig und kurzweilig geschrie-
ben, offenbar mit der Absicht, dass sich 
die Leser:innen in die Urgesellschaften 
hineinfühlen können. Doch gerade das 
ist auch eine deutliche Schwäche des 
Buches. Zwar verdeutlicht Hollasky 
selbst immer wieder mal, dass die For-
scher:innen vieles nicht wissen und auf 
mehr oder weniger plausible Vermu-
tungen angewiesen sind. Aber die Lust 
am Fabulieren geht mit ihm zu oft durch 
und am Ende vieler Ausschmückungen, 
moralisierender Beschreibungen und 
Suggestivfragen folgen plötzlich unver-
mittelt Tatsachenbehauptungen im 
Brustton der Überzeugung, die von der 
wissenschaftlichen Erkenntnis nicht ge-
deckt sind. 

Bevor wir genauer auf den Inhalt von 
Hollaskys Buch eingehen, müssen wir 
daher kurz auf die Frage eingehen, wie 
viel wir über die Ur- und Frühgeschichte 
auf archäologischem Wege tatsächlich 

herausfinden können. Da die unter-
suchten Kulturen (das unterscheidet sie 
von der Geschichte im engeren Sinn) 
noch keine Schrift kannten, sind wir auf 
die materiellen Überreste angewiesen, 
die die Jahrtausende überdauert haben. 
Das sind vor allem Gebäude(reste), Werk-
zeuge und Knochen. Die verraten uns 
einiges über die Wirtschafts- und 
Lebensweise, aber gerade gesell-
schaftliche Beziehungen und Geschlech-
terverhältnisse sind aus ihnen nicht un-
mittelbar abzulesen. So ist die Urge-
schichte voller Vermutungen, sie besteht 
aus 20 % Funden und 80 % Interpre-
tation. Wie sehr sich Forscher:innen 
dabei täuschen können, zeigt sich immer 
wieder. Zum Beispiel wurde lange Zeit 
(von meist männlichen Forschern) ange-
nommen, alle mit Waffen bestatteten 
Skelette seien männlich, bis neuere DNA
-Untersuchungen plötzlich gezeigt 
haben, dass es auch Fälle von weiblichen 
Skeletten gibt! Wie viel das über die 
steinzeitlichen Geschlechterverhältnisse 
aussagt, darauf kommen wir noch 
zurück. 

Da es also in Bezug auf die Archäologie 
große Unsicherheiten gibt, können wir 

vielleicht von „zeitgenössischen“ Jägern 
und Sammler:innen (die Hollasky auch 
Wildbeuter:innen nennt) lernen, die in 
den letzten Jahrzehnten oder Jahrhun-
derten beobachtet wurden. Das ist das 
weite Feld der Ethnologie. So hat Engels 
einen großen Teil seines Buches auf zeit-
genössischen Beobachtungen der nord-
amerikanischen Irokes:innen aufgebaut 
und mittlerweile gibt es eine Menge auf-
schlussreicher Daten über Wild-
beuter:innen von allen Kontinenten. 

Doch Hollasky scheint das abzulehnen, 
selbst wenn er es an manchen Stellen 
dann doch tut, aber nur, wenn es zur ge-
wünschten Interpretation passt: „In 
seinem Lehrbuch über ‚Prähistorische 
Archäologie‘, warnt Manfred Eggert ein-
dringlich davor, ‚zeitgenössische Jäger/
Fischer und Sammler‘ mit ‚Jägern des 
Paläolithikums’ oder des Mesolithikums 
gleichzusetzen“ (Hollasky, S. 52/53). 
Dabei spricht sich Manfred Eggert sogar 
sehr deutlich für das Heranziehen eth-
nologischer Analogien aus: Wenn man 
dies ablehne, führe das „letztlich in eine 

Selbsttäuschung, einen ‚nur-archäo-
logischen Positivismus‘“, wie Eggert 

<< Viele Hunderttausend Jahre haben die 
Menschen in kleinen Gemeinschaften gelebt. 
Solange die Lagerhaltung unbekannt war und 

daher praktisch keine „Reichtümer“ 
akkumuliert werden konnten, gab es 

Ungleichheit allerhöchstens vorläufig und 
ausnahmsweise. >> 
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einem anderen Kollegen zustimmt. 

Vor allem für uns Marxist:innen, die wir 
materialistisch an die Geschichte heran-
gehen und davon überzeugt sind, dass 
die wirtschaftlich-materielle Grundlage 
einen entscheidenden Einfluss auf unser 
gesellschaftliches Zusammenleben hat, 
sollte es selbstverständlich sein, Jäger 
und Sammler:innen, die auf einer ganz 
ähnlichen technischen Grundlage wirt-
schaften, mit den steinzeitlichen Wild-
beuter:innen zu vergleichen. Natürlich 
darf man sie nicht „gleichsetzen“ und vor 
allem nicht denken, dass einer gege-
benen materiell-technischen Kulturstufe 
immer dieselben gesellschaftlichen Ver-
hältnisse entsprechen. Dafür gibt es 
allein schon in der Ethnologie genug Bei-
spiele, die eine recht große Verschie-
denheit der sozialen Beziehungen auf-
zeigen. So dass auch viele der Darle-
gungen von Engels aus heutiger Sicht 
deutlich zu schematisch sind, was dem 
Kenntnisstand seiner Zeit geschuldet ist. 
Auch ethnologische Beobachtungen 
können verfälscht sein, sei es weil 
der:die Beobachter:in selbst vorbelastet 
ist, sei es weil die jeweilige Kultur schon 
im Austausch mit industrialisierteren 
Gesellschaften steht. Aber im Vergleich 
zur Archäologie lassen sich solche Inter-
pretationsfehler viel besser abschätzen. 

Doch was können wir heutzutage trotz-
dem über die Urgeschichte erfahren? 

Hat schon mal Gleichheit unter den 
Menschen existiert? 

Hollasky kann mit vielen neuen 
Beispielen aufwarten. Laut den aktu-
ellen Ergebnissen der Wissenschaft, hat 
sich die Menschheit vor ca. 8 Millionen 
Jahren von den Primaten (Schimpansen) 
geschieden. Diese ausgedehnte Ge-
schichte hat mehrere Vormenschen und 
Menschenarten gekannt – von denen 
Neandertaler und Homo Sapiens in den 
letzten 300.000 Jahren nur die letzten 
Vertreter bilden. Diese Menschen lebten 
die allermeiste Zeit ausschließlich von 
dem, was die Natur ihnen bot: als noma-
dische Jäger und Sammler:innen. Millio-
nen Jahre lang basiert die „Wirtschaft“ 
dieser Menschheit auf Kooperation und 
kannte keine Teilung zwischen Reichen 
und Armen. Somit haben diese Men-
schen Gesellschaften erschaffen und 
ihre Bedürfnisse erfüllt, ohne dass ein 
Teil der Gesellschaft auf Kosten des 
anderen lebte. Die vielen Hundert-
tausend Jahre der Altsteinzeit, bis zum 
Beginn der Jungsteinzeit (Neolithikum) 
vor ca. 10.000 Jahren, haben die Men-
schen in kleinen Gemeinschaften gelebt. 
Solange die Lagerhaltung unbekannt 
war und daher praktisch keine 

„Reichtümer“ akkumuliert werden 
konnten, gab es Ungleichheit aller-
höchstens vorläufig und ausnahms-
weise. Und auch nachdem die Menschen 
nicht mehr nur von Jagd und Sammeln 
gelebt haben und sesshaft geworden 
sind, bleiben noch Gesellschaften, in 
denen es keine ausgeprägten Klassen-
unterschiede gab. Hollasky beschreibt 
die Siedlung von Çatal Höyük, die in der 
heutigen Türkei lag, wo um 7000 v. u. Z. 
mehrere Tausend Menschen zusammen 
gelebt haben. Sie haben Landwirtschaft 
entwickelt und Tiere gezüchtet. Die 
meisten Archäolog:innen, die diese Aus-
grabungsstätte seit Jahren studiert 
haben, konnten bis jetzt keine Spuren 
von Ungleichheit finden. Die schemati-
sche Vorstellung, die Entstehung der 
Klassen sei automatisch mit dem Acker-
bau und der Viehzucht (der sogenannten 
„neolithischen Revolution“) entstanden, 
ist also zu einfach. 

Gleichzeitig ist hier auch ein bisschen 
größere Vorsicht angebracht. Eine klare 
Klassenspaltung der Gesellschaft, wo 
sich ein der Großteil der Menschen für 
eine Minderheit abschuftet, kann man 
fast immer an den unterschiedlichen 
Knochenabnutzungen nachweisen! 
Doch die Ethnologie zeigt uns, dass es 
durchaus viele Übergänge gibt, von sess-
haften Gesellschaften, wo noch alle Mit-
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glieder arbeiten (müssen), aber es trotz-
dem schon Reichtumsunterschiede gibt, 
die sich nicht unbedingt in archäolo-
gischen Funden ausdrücken müssen. Die 
Abwesenheit deutlicher Zeichen von 
Ungleichheit verleitet Hollasky hinge-
gen dazu, all diese Gesellschaften als 
„egalitär“ zu bezeichnen, die es vielleicht 
nicht immer waren. 

Ist der Mensch schon immer 
gewalttätig gewesen? 

Hollasky warnt oft zu Recht davor, die 
Vorgeschichte ausgehend von heutigen 
Vorstellungen zu interpretieren. Bei der 
Beschreibung der Urmenschen ging es 
immer schon auch um uns! Um die ak-
tuelle Gesellschaftsordnung zu recht-
fertigen, wurde Wissenschaft oft ein-
seitig ausgelegt. Hollasky nimmt eine 
Gegenposition ein, nach der der Blick in 
unsere Vergangenheit nun „deutlich 
heller und freundlicher“ ausfällt. Doch 
auch hier behauptet er unvorsichtig, 
dass die Urgeschichte lange Zeit keine 
bewaffneten Konflikte gekannt habe, nur 
weil wenig Spuren von Gewalt bis heute 
überdauert haben. Selbstverständlich 
haben die Klassengesellschaft und die 
Eroberungsgelüste der Herrschenden in 
späterer Zeit Kriege auf ein ganz anderes 
Niveau gebracht, aber auch hier gibt es 
Beispiele aus der Ethnologie für „Kriege“ 
in sonst egalitären Gesellschaften. 

Waren Frauen und Männer schon mal 
gleich? 

Die Broschüre, die wir als RSO nun ver-
öffentlichen, ist eine Zusammenfassung 
des Buches „Der Urkommunismus ist 
nicht mehr, was er einmal war“ („Le com-
munisme primitif n‘est plus ce qu‘il 
était“), die vom Autor Christophe Darm-
angeat selbst besorgt wurde. Er ist ein 
marxistischer Forscher im Bereich der 
sozialen Anthropologie und beschäftigt 
sich hauptsächlich mit ethnologischen 
Daten. 

Gerade die Geschlechterverhältnisse 
haben in der Steinzeit wenig Spuren hin-
terlassen. Man kann feststellen, wie ein 
uralter Faustkeil behauen wurde – es ist 
aber unmöglich zu wissen, ob eine Frau 
oder ein Mann ihn bearbeitet hat.  

Hollasky erzählt die schöne Geschichte, 

dass im egalitären „Urkommunismus“ 
auch Geschlechtergleichheit herrschte. 
Er beruft sich auf eine Studie von 
Randall Haas von 2020, der 27 steinzeit-

liche Skelette mit Jagdwaffen als Grab-
beigaben aufzählt, von denen elf ver-
mutlich weiblich waren. Eine durchaus 
interessante Entdeckung, ebenso wie das 
Skelett einer Wikingerin, die mit 
Jagdwaffen bestattet im schwedischen 
Birka gefunden wurde. Doch daraus auf 
eine Gleichheit der Geschlechter zu 
schließen ist sehr verkürzt. Zum einen 
sind die Geschlechtsbestimmungen 
nicht so hundertprozentig sicher, wie 
Hollasky es angibt, zum anderen muss 
die Tote nicht selbst mit den Waffen 
gejagt haben … 

Aus der sorgfältigen Analyse der vielen 
zeitgenössischen Wildbeuter:innen, die 
Darmangeat leistet, ergibt sich, dass es 
auch in wirtschaftlich egalitären Gesell-
schaften oft Frauenunterdrückung gibt. 
Überall gibt es eine klare Aufgaben-
teilung zwischen den Geschlechtern und 
mit wenigen Ausnahmen ist die Groß-
wildjagd eine strikte Männerdomäne. 

Darmangeat behauptet nicht, dass es in 
der Vorgeschichte keine Gleichbe-
rechtigung von Männern und Frauen 
habe geben können, aber angesichts der 
vielen Beispiele, die er studiert hat, sind 
solche Gesellschaften sehr unwahr-
scheinlich gewesen.  

Dass die Frauenunterdrückung also 
wahrscheinlich tief in der Vorgeschichte 
der Menschheit verborgen ist, bedeutet 
aber nicht, dass sie nicht längst überholt 
ist. Darmangeat ist der Meinung, dass 
der Kapitalismus zum ersten Mal eine 
Situation in der Geschichte geschaffen 
hat, wo wirkliche Gleichheit aller Ge-
schlechter denkbar wird. Während bei 

Jägern und Sammler:innen die Tren-
nung der Geschlechter überdeutlich ist, 
bringt der Kapitalismus die Arbei-
ter:innen zusammen. Beim Wert des 

Endprodukts auf dem Markt ist irrele-
vant, wer es hergestellt hat.  

Und trotzdem lebt das Patriarchat 
weiter!? Ja, weil der Kapitalismus ein In-
teresse daran hat, alle Vorurteile und 
Spaltungen unter den Arbeitenden zu 
schüren. Der Kapitalismus ist grund-
sätzlich konservativ und heute das 
größte Hindernis beim Kampf gegen das 
Patriarchat.  

Darmangeat fasst zusammen: „Der 
Kampf gegen die männliche Vor-
herrschaft und der Kampf gegen die Aus-
beutung des Menschen durch den Men-
schen widersprechen sich nicht nur 
nicht, sondern keiner der beiden darf 
den anderen außer Acht lassen, ohne 
zum Scheitern verurteilt zu sein.“ 

Die Broschüre ist gedruckt für 2 €            
erhältlich oder online: 

https://www.sozialismus.click/
christophe-darmangeat-
frauenunterdrueckung-gestern-und-
heute-um-sie-morgen-abzuschaffen/ 
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<< Während bei Jägern und Sammler:innen 
die Trennung der Geschlechter überdeutlich 

ist, bringt der Kapitalismus die 
Arbeiter:innen zusammen. Beim Wert des 
Endprodukts auf dem Markt ist irrelevant, 

wer es hergestellt hat. >> 
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D ie bewusste Ver-
wendung von 
Ressourcen und die 
Nutzung des gesamten 

menschlichen Wissens können 
allen Menschen auf unserer Erde 
ein gutes Leben sichern und 
gleichzeitig die Welt vor dem 
Klimakollaps retten. Stattdessen 
steuert die Welt von einer Krise in 
die nächste. Ursache für all dies ist 
der Kapitalismus, der aus-
schließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und für 
eine sozialistische Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung. Der Sozia-
lismus, für den wir kämpfen, ist eine 
freie, demokratische, auf gewählten 
Räten aufbauende Gesellschaft. 
Eine Gesellschaft, die im Interesse 
aller funktioniert. Die Arbei-
ter:innenklasse hat das Potenzial, 
diese Gesellschaft zu verwirklichen. 
Deshalb geben wir seit vielen 
Jahren Flugblätter in unter-

schiedlichen Betrieben heraus, mit 
denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an 
Demonstrationen, Aktionen und 
Arbeitskämpfen teil, diskutieren 
solidarisch über Politik und 
tauschen uns mit unter-
schiedlichen Aktivist:innen aus. In 
sozialen und ökologischen 
Konflikten treten wir für die 
Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Aus-
beutung, gegen Sexismus und 
Rassismus, gegen Rechts-
extremismus und gegen Umwelt-
zerstörung immer verbunden mit 
einem Kampf gegen den 
Kapitalismus. Denn der verhindert 
ein solidarisches Zusammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 

einer revolutionär kommun-
istischen Internationale in der Welt 
und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und              
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, werde 
mit uns aktiv und unterstütze uns 
im Aufbau einer revolutionären und 
sozialistischen Organisation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr auf  www.sozialismus.click/was-
wir-wollen/

 


